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A. Vorbemerkung  

Der dbb bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme, beanstandet jedoch 
ausdrücklich die viel zu kurz bemessene Frist. So kann und soll nach den allgemei-
nen Festlegungen eine „Beteiligung“ gerade nicht erfolgen. Die Verordnungsge-
benden müssen sich vielmehr vorwerfen lassen, den Eindruck eines Umgehungs-
versuchs zu erwecken. Einer konstruktiven Zusammenarbeit im Interesse der Sa-
che, an der uns im allgemeinen Interesse sehr gelegen ist, ist dieses Vorgehen nicht 
zuträglich. 

Zudem entsteht hierdurch der Eindruck eines schnell dahingeschriebenen, nicht 
angemessen sorgsam ausgearbeiteten Entwurfs, der zwar die Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit und der Umweltbilanz der Transportunternehmen berücksich-
tigt, dabei jedoch keine angemessene Abwägung mit den Interessen der Fahren-
den, der unbeteiligten Verkehrsteilnehmenden oder der für die Bearbeitung von 
Anträgen zuständigen Beschäftigten der Autobahn GmbH vornimmt. 

Im Ergebnis besteht aus Sicht des dbb erheblicher Nachbesserungsbedarf. Die Ver-
ordnungsgebenden sollten ihren Entwurf überarbeiten und erneut zur Stellung-
nahme vorlegen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften  

I. Zu Art. 1 

1. Genauer zu Nr. 1  

Die Möglichkeit zur Mitnahme teilbarer Ladungen bei Leerfahrten betrachtet der 
dbb aus ökonomischen und ökologischen Gesichtspunkten als begrüßenswert. 
Auch sollten sich hieraus keine Nachteile für Beschäftigte und sonstige Verkehrs-
teilnehmende ergeben. 

2. Genauer zu Nr. 2 

a) Im Einzelnen zu a)  
Die neu zu schaffende Hinweispflicht könnte aus Sicht des dbb zu einer erhebli-
chen Steigerung von Transparenz und damit Planbarkeit im Antrags- und Geneh-
migungsverfahren führen. 

Dennoch möchte der dbb hier seine Zweifel anmelden, dass diese Vorschrift tat-
sächlich eine Beschleunigung der Bearbeitung von Anträgen bewirken kann, zumal 
keine Rechtsfolgen für die Nichtbeachtung der beabsichtigten Soll-Vorgabe vorge-
sehen sind. 
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b) Im Einzelnen zu c) aa) 
Solange sich aus der hier geplanten Flexibilisierung des Toleranzwertes für eine 
Unterschreitung der genehmigten Last keine erhöhte Gefährdung der Fahrzeug-
führerenden ergibt, ist diese aus Sicht des dbb zu begrüßen. Um dies angemessen 
beurteilen zu können, bräuchte es jedoch eine physikalische Expertise, die der 
dbb nicht bereitstellen kann. Insofern ist auf die Gewissenhaftigkeit der Verord-
nungsgebenden zu vertrauen. 

c) Im Einzelnen zu e) aa)  
Der dbb kann nachvollziehen, dass die Verordnungsgebenden angesichts bereits 
gegebener personeller Überlastungen bei den Beschäftigten der Autobahn GmbH 
sowie der angespannten Haushaltslage unnötige Verfahrensschritte einsparen 
wollen. 

Ein Abbau sachlich unnötiger Verfahrensschritte findet die volle Unterstützung 
des dbb und es lässt sich auch nicht leugnen, dass seitens der Bevölkerung ein kon-
tinuierlicher Abbau überflüssiger Bürokratie gewünscht ist. Angesichts einstürzen-
der Brücken und einer allseits bekannten maroden Infrastruktur ist der dbb jedoch 
der Ansicht, dass hier an falscher Stelle eingespart und ein falsches Signal gesendet 
wird. So ist es aus Sicht des dbb unvorstellbar, dass die Bevölkerung einen Büro-
kratieabbau auf Kosten ihrer Sicherheit wünscht. 

Natürlich hat die Autobahn GmbH bei eigenen Maßnahmen, die sich auf das 
Lichtraumprofil der unterführenden Straßen auswirken, die zuständige Landesbe-
hörde ohnehin zu unterrichten. Selbstverständlich sollte man daher auch anneh-
men können, dass die zuständige Landesbehörde über etwaige Einschränkungen 
bereits informiert ist. 

Dennoch stehen sowohl hinter der Autobahn GmbH als auch hinter der zuständi-
gen Landesbehörde „nur“ überlastete Menschen. Wo Menschen arbeiten, passie-
ren Fehler. Je überlasteter sie sind, desto wahrscheinlicher werden Fehler. In be-
sonders sicherheitssensiblen Bereichen, wie dem Verkehrssektor, sind gegensei-
tige Kontrollmechanismen aus Sicht des dbb daher ausnahmsweise zu begrüßen, 
auch wenn hierdurch eine Landesbehörde die Autobahn GmbH lediglich zu Infor-
mationen anhört, die ihr ohnehin bereits vorliegen müssten. Statt an wichtigen 
Verfahrensschritten zu sparen, sollten schleunigst Fachkräfte gewonnen werden, 
um die bereits vorhandenen Angestellten zu entlasten. 

3. Genauer zu Nr. 3  

a) Im Einzelnen zu c) cc)  
Der dbb lehnt die Vorverlegung des grundsätzlichen Beginns der Nachtfahrt von 
22:00 Uhr auf 20:00 Uhr ausdrücklich ab. 
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Sinn und Zweck der Nachtfahrten ist die Vermeidung der Gefährdung des Straßen-
verkehrs. Die Nachtfahrten sollten daher in Zeiträumen stattfinden, in denen mög-
lichst wenig Verkehr auf den Autobahnen vorherrscht. Die Späthauptverkehrszeit 
geht zwar nur von 16:00 bis 19:00 Uhr, gerade im ländlichen Raum verschiebt sich 
dieser Zeitraum für Pendlerinnen und Pendler jedoch durchschnittlich um bis zu 
eine Stunde. Die Nachtfahrzeit im selben Zeitraum beginnen zu lassen, in dem die 
Späthauptverkehrszeit für Pendelnde im ländlichen Raum endet, hält der dbb für 
zu knapp bemessen. Zum einen sehen wir hierin ein erhöhtes Sicherheitsrisiko für 
z.B. Pendlerinnen und Pendler, die einen besonders weiten Arbeitsweg haben. Zum 
anderen ist unter Umständen eine gewisse Ausbremsung des Pendelverkehrs 
durch bereits um 20:00 Uhr beginnende Nachtfahrten mit Begleitfahrzeugen zu 
befürchten. Die Verordnungsgebenden argumentieren, es sei im Einzelfall eine An-
ordnung ab 22:00 Uhr möglich. Da sie jedoch an diversen anderen Stellen bürokra-
tische Vorgänge einstampfen, ist wenig glaubhaft, dass die Kapazitäten für die 
hierfür erforderlichen Einzelfallprüfungen gegeben sind. Ein aus diesen Gesichts-
punkten tragbarer Kompromiss wäre ein Beginn der Nachtfahrten um 21:00 Uhr. 

Des Weiteren findet der dbb bedenklich, dass der Nachtfahrtzeitraum durch die 
Änderung um zwei Stunden verlängert und nunmehr 10 Stunden betragen würde. 
Grundsätzlich soll die tägliche Arbeitszeit bei Lkw-Fahrenden, so wie bei Arbeit-
nehmenden, 8 Stunden betragen. Nur im Einzelfall soll eine tägliche Arbeitszeit 
von 10 Stunden möglich sein. Die Verordnungsgebenden äußern selbst in ihrer Be-
gründung: „Nimmt man an, dass in geschätzt 5 bis 10 Prozent dieser Fälle durch 
das erweiterte Zeitfenster ein Tag für die Durchführung der Fahrt eingespart wer-
den kann, ergibt sich eine Fallzahl von 0,075 * 130.000 = ca. 10.000 Fällen.“ Das 
liest sich aus Sicht des dbb nahezu als stillschweigende Billigung, dass  Transport-
unternehmen, ihren Arbeitnehmenden „erlauben“, sich über die Regelungen des 
Arbeitszeitgesetzes hinwegzusetzen. Die Transport- und Logistikbranche ist be-
reits heute in diesem sicherheitsrelevanten Bereich problematisch. Viele Beschäf-
tigte stammen aus dem EU-Ausland, sind  der deutschen Sprache oft nicht mächtig 
und sich ihrer Rechte nicht bewusst. Gleichzeitig handelt es sich um eine körperlich 
und psychisch besonders belastende Tätigkeit und insgesamt um eine besonders 
vulnerable Berufsgruppe, für deren Belange sich die Verordnungsgebenden nicht 
verstärkt einsetzen. Auch wenn Lkw-Fahrende nicht zu den Mitgliedern des dbb 
gehören, ist es uns als Gewerkschaft wichtig, diese einseitige Herangehensweise, 
die nur die ohnehin bereits überlegene Seite der Unternehmen stärkt, zu kritisie-
ren. 

Ärgerlich sind zudem die Ausführungen zum Erfüllungsaufwand für die Wirt-
schaft, die keinen vollständig nachvollziehbaren Sinn ergeben. 

Zunächst wird der Zeitraum der gegenwärtigen Wartezeit von 06:00 Uhr morgens 
bis 22:00 Uhr abends zugrunde gelegt, ohne dass dieser mit der entworfenen War-
tezeit von 06:00 Uhr morgens bis 20:00 Uhr abends verglichen wird. Dann wird 
unterstellt, dass es sich bei der Wartezeit um zu vergütende Arbeitszeit handele, 
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was aus Sicht des dbb nicht nachvollziehbar ist. Unserer Kenntnis nach ist Warte-
zeit nur Arbeitszeit, wenn sie beispielsweise auch Be- oder Entladezeit ist, sodass 
die oder der Fahrende den Lkw währenddessen überwachen muss. Das bloße War-
ten auf den Beginn der Nachtfahrzeit sollte unserer Einschätzung nach nicht hier-
unter fallen. Auch wäre dies kaum vereinbar mit dem Arbeitszeitgesetz. So wie sich 
die Verordnungsgebenden es vorstellen, würde die tägliche Arbeitszeit hier insge-
samt 13 Stunden (bzw. 12,5 Stunden unter Berücksichtigung der verbindlichen 
Pause von 30 Minuten oder 12,25 Stunden unter Berücksichtigung der verbindli-
chen Pausenzeit von 45 Minuten im Falle der im Entwurf vorgesehenen Änderun-
gen) betragen. Dies wäre nicht rechtmäßig; zumindest wäre uns nicht ersichtlich, 
inwiefern sich durch die Verkürzung der Wartezeit Einsparungen für „die Wirt-
schaft“ – also die Arbeitgebenden – ergeben sollten. 

Auch wenn unterstellt wird, es handele sich hierbei entgegen unserer Einschät-
zung um zu vergütende Arbeitszeit, ergäbe die Berechnung keinen Sinn. Hier wur-
den lediglich die Lohnkosten für 5 Stunden Wartezeit in 10.000 Fällen berechnet 
und als Einsparung unterstellt. Um eine mögliche Einsparung aufzuzeigen, hätten 
die Verordnungsgebenden nach unserer Auffassung die Differenz zwischen den 
Lohnkosten für 5 Stunden auf 2,5 Personen in 10.000 Fällen und denen für 3 Stun-
den auf 2,5 Personen in 10.000 Fällen ermitteln müssen: 

20,50 EUR x 2,5 Personen x 5 h x (- 10.000 Fälle) - 20,50 EUR x 2,5 Personen x 3 h x 
(- 10.000 Fälle) = - 1.025.000 EUR 

An dieser Stelle stellt sich für den dbb ernsthaft die Frage, wie es sein kann, dass 
uns unter Setzung einer derart kurzen Frist ein schlichtweg mangelhafter Entwurf 
vorgelegt wird. 

4. Genauer zu Nr. 4  
Keine Anmerkungen. 

II. Zu Art. 2  
Keine Anmerkungen.  
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